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8 20 Abs. 4 — Abs. 6

auch ohne Vertreterinnen und Vertreter dieser Personengruppe als gesetzmalig
zusammengesetzt.

(4) Das Rektorat hat nach Stellungnahme des Senats einen Organisations-
plan zu erstellen, der der Genehmigung des Universitétsrats bedarf. Bei der Ein-
richtung von Organisationseinheiten (Departments, Fakultiten, Institute oder
andere Organisationseinheiten) ist auf eine zweckméifBige Zusammenfassung
nach den Gesichtspunkten von Forschung, Entwicklung und ErschlieBung der
Kiinste, Lehre und Lernen sowie Verwaltung zu achten. Das Rektorat hat si-
cherzustellen, dass den Organisationseinheiten die zur Erfiillung ihrer Aufgaben
erforderlichen Ressourcen zugewiesen werden.

(5) Zur Leiterin oder zum Leiter einer Organisationseinheit mit Forschungs-
und Lehraufgaben oder Aufgaben der Entwicklung und ErschlieBung der Kiinste
und der Lehre der Kunst ist vom Rektorat auf Vorschlag der Universitétsprofes-
sorinnen und Universitdtsprofessoren der betreffenden Organisationseinheit eine
Universitédtsprofessorin oder ein Universititsprofessor zu bestellen. Diese Leite-
rinnen und Leiter haben mit den der betreffenden Organisationseinheit zugeord-
neten Angehorigen der Universitdt Zielvereinbarungen iiber die Leistungen in
Forschung oder Entwicklung und ErschlieBung der Kiinste sowie in der Lehre
abzuschlielen, die von diesen Angehodrigen zu erbringen sind. Dabei ist auf die
Freiheit der Wissenschaft und der Kiinste und auf einen entsprechenden Frei-
raum der einzelnen Wissenschafterinnen und Wissenschafter sowie Kiinstlerin-
nen und Kiinstler in der Forschung oder bei der Entwicklung und Erschliefung
der Kiinste sowie in der Lehre Bedacht zu nehmen. Nédhere Bestimmungen sind
in der Satzung festzulegen.

(6) Jede Universitét hat ein Mitteilungsblatt herauszugeben und im Internet
auf der Homepage der Universitit 6ffentlich zugénglich zu machen. Im Mittei-
lungsblatt sind insbesondere kundzumachen:

1. Satzung, Entwicklungsplan und Organisationsplan einschlieBlich der

Personalzuordnung;

2. Eroffnungsbilanz;

3. Leistungsvereinbarung, Rechnungsabschluss, Leistungsbericht, Wis-
sensbilanz;

4. Verordnungen und Geschéftsordnungen von Organen;

5. Richtlinien der Leitungsorgane;

6. Curricula;

7. von der Universitit zu verleihende akademische Grade sowie Bezeich-

nungen fiir die Absolventinnen und Absolventen von Universitéitslehr-
gangen;

8. Mitteilungen an die Studierenden sowie sonstige Verlautbarungen von
allgemeinem Interesse;
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10.
11.
12.
13.
14.

§21 Abs. 1

Ausschreibung und Ergebnisse von Wahlen;
Ausschreibung von Stellen und Leitungsfunktionen;
Mitglieder der Leitungsorgane;

Verleihung von Lehrbefugnissen;

Berechtigungen und erteilte Bevollméchtigungen;
Verwendung der Studienbeitriage.

Universitatsrat

8§ 21. (1) Der Universitdtsrat hat folgende Aufgaben:

l.

10.

11.

Genehmigung des Entwicklungsplans, des Organisationsplans und des
Entwurfs der Leistungsvereinbarung der Universitit sowie der Ge-
schiftsordnung des Rektorats;

Stellungnahme zur Ausschreibung der Funktion der Rektorin oder des
Rektors durch den Senat;

Wahl der Rektorin oder des Rektors aus dem Dreiervorschlag des Senats
sowie Wahl der Vizerektorinnen und Vizerektoren auf Grund eines Vor-
schlags der Rektorin oder des Rektors und nach Stellungnahme des Se-
nats;

Abschluss des Arbeitsvertrages und der Zielvereinbarung mit der Rekto-
rin oder dem Rektor;

Abberufung der Rektorin oder des Rektors und der Vizerektorinnen und
Vizerektoren;

Nominierung eines weiblichen und eines ménnlichen Mitglieds fiir die
Schiedskommission;

Stellungnahme zu den Curricula und zu den Studienangeboten aullerhalb
der Leistungsvereinbarung;

Genehmigung der Griindung von Gesellschaften und Stiftungen;

Genehmigung der Richtlinien fiir die Gebarung sowie Genehmigung des
Rechnungsabschlusses, des Leistungsberichts des Rektorats und der
Wissensbilanz und Weiterleitung an die Bundesministerin oder den
Bundesminister;

Bestellung einer Abschlusspriiferin oder eines Abschlusspriifers zur Prii-
fung des Rechnungsabschlusses der Universitit;

Zustimmung zur Begriindung von Verbindlichkeiten, die liber die lau-
fende Geschiftstitigkeit der Universitidt hinausgehen, sowie Erméchti-
gung des Rektorats, solche Verbindlichkeiten bis zu einer bestimmten
Hohe ohne vorherige Einholung der Zustimmung des Universititsrats
einzugehen;
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§ 22 Abs. 4 -8 23 Abs. 1

Wissenschaft sowie Management- und Verwaltungsfithrungskompetenzen ver-
fugt.

(4) Die Rektorin oder der Rektor ist Vorsitzende oder Vorsitzender des Rek-
torats und dessen Sprecherin oder Sprecher.

(5) Das Rektorat entscheidet mit Stimmenmehrheit, sofern in der Geschifts-
ordnung nicht anderes bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der
Rektorin oder des Rektors den Ausschlag.

(6) Das Rektorat hat eine Geschiftsordnung zu erlassen, die der Genehmi-
gung des Universititsrats bedarf und im Mitteilungsblatt zu verlautbaren ist. In
der Geschiftsordnung ist festzulegen, welche Agenden gemédll Abs. 1 den ein-
zelnen Mitgliedern des Rektorats allein zukommen, welche Agenden von zwei
Mitgliedern des Rektorats und welche von allen Mitgliedern gemeinsam wahr-
zunehmen sind. Entscheidungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten sind jeden-
falls von mindestens zwei Mitgliedern des Rektorats zu treffen. In der Ge-
schiftsordnung ist auch die Vertretungsbefugnis festzulegen.

(7) Die Mitglieder des Rektorats sind in dieser Funktion an keine Weisungen
oder Auftrige gebunden (§ 13 Abs. 2 UOG 1993 und § 14 Abs. 2 KUOG'); die
Vizerektorinnen und Vizerektoren sind in dieser Funktion auch an keine Wei-
sungen oder Auftrige der Rektorin oder des Rektors gebunden. Die Mitglieder
des Rektorats sind bei ihrer Tétigkeit zu entsprechender Sorgfalt verpflichtet.

Rektorin oder Rektor

8 23. (1) Die Rektorin oder der Rektor hat folgende Aufgaben:

1. Vorsitzende oder Vorsitzender sowie Sprecherin oder Sprecher des Rek-
torats;

2. Erstellung eines Vorschlags fiir die Wahl der Vizerektorinnen und Vize-
rektoren;

3. Leitung des Amts der Universitit;

Verhandlung und Abschluss der Leistungsvereinbarungen mit der Bun-
desministerin oder dem Bundesminister;

5. Ausiibung der Funktion der oder des obersten Vorgesetzten des gesam-
ten Universititspersonals;

6. Abschluss des Arbeitsvertrages mit den Vizerektorinnen und Vizerekto-
ren;

7. Auswahlentscheidung aus Besetzungsvorschligen der Berufungskom-
missionen fiir Universititsprofessorinnen und Universitdtsprofessoren;

8. Fiihrung von Berufungsverhandlungen;

17 Siche die Texte der weitergeltenden Verfassungsbestimmungen im Anschluss an den Text
dieses Bundesgesetzes (S. 130 ff.).
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§ 26 Abs. 3-8 27 Abs. 2

3. die Rechte und Pflichten anderer Universitdtsangehoriger
nicht beeintrachtigt werden.

(3) Fiir die Inanspruchnahme von Personal und Sachmitteln der Universitét
zur Durchfiihrung von Forschungsauftrigen oder kiinstlerischen Arbeiten im
Auftrag Dritter ist voller Kostenersatz an die Universitit zu leisten. Uber die
Verwendung dieses Kostenersatzes entscheidet das Rektorat.

(4) Ein Vorhaben geméall Abs. 1 ist dem Rektorat von der Projektleiterin o-
der vom Projektleiter vor der beabsichtigten Ubernahme und Durchfiihrung zu
melden. Es ist nur zu untersagen, wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht
erfiillt sind oder keine Vereinbarung iiber den vollen Kostenersatz vorliegt.

(5) Uber die Verwendung der Projektmittel entscheidet die Projektleiterin
oder der Projektleiter. Die Mittel fiir Vorhaben geméf} Abs. 1 sind von der Uni-
versitdt zu verwalten und ausschlieBlich auf Anweisung der Projektleiterin oder
des Projektleiters zu verwenden.

(6) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an einem Vorhaben geméall Abs. 1 sind
auf Vorschlag der oder des Universitdtsangehorigen, die oder der dieses Vorha-
ben durchfiihrt, gegen Ersatz der Personalkosten in ein zeitlich befristetes Ar-
beitsverhéltnis zur Universitdt aufzunehmen.

Vollmachten

8 27. (1) Jede Leiterin und jeder Leiter einer Organisationseinheit ist berech-
tigt, im Namen der Universitit und im Zusammenhang mit deren Aufgaben

1. durch unentgeltliche Rechtsgeschiafte Vermdgen und Rechte zu erwer-
ben;

Forderungen anderer Rechtstriger entgegenzunehmen;

3. Vertrdge liber die Durchfiihrung wissenschaftlicher oder kiinstlerischer
Arbeiten sowie iiber Untersuchungen und Befundungen im Auftrag Drit-
ter abzuschlieBen, soweit sie der wissenschaftlichen Forschung (Ent-
wicklung und ErschlieBung der Kiinste) dienen;

4. staatlich autorisierte technische Priif- und Gutachtertéitigkeiten durchzu-
filhren, sofern die betreffende Universitéitseinrichtung als staatlich auto-
risierte Priifanstalt anerkannt ist;

5. von Vermogen und Rechten, die aus Rechtsgeschiften geméll Z 1 bis 4
erworben werden, zur Erfiillung der Zwecke der Organisationseinheit
Gebrauch zu machen.

Bei Missbrauch kann diese Berechtigung vom Rektorat entzogen werden.

(2) Jede oder jeder mit der Erfiillung von Vertragen gemial3 Abs. 1 Z 3 ver-
antwortlich betraute Universitiatsangehorige (Projektleiterin oder Projektleiter)
ist zum Abschluss der fiir die Vertragserfiillung erforderlichen Rechtsgeschéfte

40


nuser
Hervorheben


§ 27 Abs. 3-8 29 Abs. 2

und zur Verfiigung iiber die Geldmittel im Rahmen der Einnahmen aus diesem
Vertrag zu erméachtigen. Diese Bevollmiachtigungen sind im Mitteilungsblatt der
Universitdt zu verlautbaren.

(3) Fiir die Inanspruchnahme von Personal und Sachmitteln der Universitit
zur Durchfithrung von Auftrdgen Dritter (Abs. 1 Z 3 und 4) ist voller Kostener-
satz an die Universitit zu leisten. Uber die Verwendung dieses Kostenersatzes
entscheidet das Rektorat.

(4) Die der Universitit auf Grund von Tétigkeiten geméfl Abs. 1 zuflieBBen-
den Drittmittel sind, sofern keine Zweckwidmung vorliegt, fiir Zwecke jener
Organisationseinheit zu verwenden, der die zeichnungsbefugte Arbeitnehmerin
oder der zeichnungsbefugte Arbeitnehmer der Universitidt zugeordnet ist. Zur
Erfiillung von Verpflichtungen der Universitdt auf Grund von Rechtsgeschéften
gemdll Abs. 1 sind zunidchst die Mittel heranzuziehen, die fiir die betreffende
Organisationseinheit zweckgewidmet sind.

(5) Die gemil3 Abs. 1 berechtigten oder gemifl Abs. 2 bevollméchtigten U-
niversititsangehorigen haben dem Rektorat {iber die Durchfiihrung der von ih-
nen abgeschlossenen Rechtsgeschéfte zu berichten.

8§ 28. (1) Die Rektorin oder der Rektor kann unter Beachtung der vom Rek-
torat erlassenen Richtlinien festlegen, welche Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer der Universitdt Rechtsgeschifte im Namen der Universitit abschlieBen
diirfen. Diese Bevollméchtigungen sind im Mitteilungsblatt der Universitdt zu
verlautbaren.

(2) § 27 Abs. 4 und 5 gelten sinngemaB.

3. Unterabschnitt

Sonderbestimmungen fir die Klinischen Bereiche
der Medizinischen Universitaten

Organisation

8§ 29. (1) Die Medizinischen Universitidten gemal} § 6 Z 4 bis 6 erfiillen ihre
Forschungs- und Lehraufgaben im Klinischen Bereich auch im Zusammenwir-
ken mit 6ffentlichen Krankenanstalten.

(2) Die organisatorische Gliederung des Klinischen Bereichs der Medizini-
schen Universitit und der Krankenanstalt sind aufeinander abzustimmen. Dabei
sind auch jene Einrichtungen der Medizinischen Universitét festzulegen, die zur
Unterstlitzung der Lehr- und Forschungsaufgaben des Klinischen Bereichs er-
forderlich sind. Vor der Erstellung des Organisationsplans fiir den Klinischen
Bereich hat das Rektorat daher das Einvernehmen mit dem Tréger der Kranken-
anstalt herzustellen. Der Organisationsplan fiir den Klinischen Bereich bedarf
der Zustimmung der Bundesministerin oder des Bundesministers.
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§ 62 Abs. 3-8 63 Abs. 4

(3) Die Wirkung der Meldung der Fortsetzung des Studiums fiir ein Semes-
ter erstreckt sich bis zum Ende der Nachfrist des unmittelbar darauf folgenden
Semesters, sofern die Zulassung zum Studium noch nicht erloschen ist.

(4) Uber die Meldung der Fortsetzung des Studiums hat die Universitit den
Studierenden Studienbestitigungen auszustellen. Diese miissen jedenfalls Na-
men, Geburtsdatum, Matrikelnummer und Sozialversicherungsnummer der oder
des Studierenden sowie den Studierendenstatus, das Studium und das Semester
enthalten.

Zulassung zu ordentlichen Studien

8 63. (1) Die Zulassung zu einem ordentlichen Studium setzt voraus:

1.
2.
3.
4

765.

die allgemeine Universititsreife;
die besondere Universititsreife fiir das gewdhlte Studium;
die Kenntnis der deutschen Sprache;

die kiinstlerische Eignung fiir die Studien an den Universititen gemal
§ 6 Z 16 bis 21 und

die korperlich-motorische Eignung fiir das Lehramtsstudium im Unter-
richtsfach Bewegung und Sport und das Studium der Sportwissenschaf-
ten.

(2) Personen, die zu dem Studium, fiir das die Zulassung beantragt wird, be-
reits an einer anderen inléndischen Universitdt zugelassen waren, haben mit dem
Antrag auf Zulassung die Abgangsbescheinigung dieser Universitét vorzulegen.

(3) Bei Nachweis der allgemeinen und der besonderen Universititsreife sind
unbefristet zuzulassen:

1.
2.

Osterreichische Staatsangehorige;

Staatsangehorige einer anderen Vertragspartei des EU-Beitrittsvertrages
oder einer anderen Vertragspartei des Abkommens iiber den Europdi-
schen Wirtschaftsraum;

andere ausldndische Staatsangehorige und Staatenlose, wenn im betref-
fenden Studium vertretbare Studienbedingungen (Abs. 4) bestehen;

Personengruppen, welche die Bundesministerin oder der Bundesminister
auf Grund deren besonderer persdnlicher Nahebeziehungen zu Oster-
reich oder deren Titigkeit im Auftrag der Republik Osterreich durch
Verordnung'’ festlegt.

(4) Der Senat ist berechtigt, auf Grund der Verhéltniszahl zwischen Lehren-
den und Studierenden in einem Studium Studienbedingungen festzustellen, die
durch die weitere Zulassung von ausldndischen Staatsangehorigen und Staaten-

7% In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 77/2005.
77 Derzeit: Personengruppenverordnung, BGBL. II Nr. 211/1997, in der geltenden Fassung.
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8 63 Abs. 5— Abs. 9

losen gemidl3 Abs. 3 Z 3 unvertretbar wiirden. In diesem Fall hat der Senat fest-
zulegen, wie viele dieser Personen jedes Semester zugelassen werden konnen,
ohne dass unvertretbare Studienbedingungen entstehen, und nach welchen Krite-
rien die allenfalls zahlenméBig beschrinkte Zulassung erfolgt. Es ist dabei zu-
lassig, eine bevorzugte Zulassung von Antragstellerinnen oder Antragstellern
aus Entwicklungsldndern zu beschlieBen. Diese Festlegungen sind im Mittei-
lungsblatt der Universitit zu verlautbaren.

(5) Bei Nachweis der allgemeinen und der besonderen Universititsreife sind
ohne Berticksichtigung allfélliger Beschliisse geméal} Abs. 4 befristet zuzulassen:

1. Personen, die an universitiren Mobilitdtsprogrammen, einschlieflich
Doppeldiplom-Programmen, teilnehmen, fiir die Dauer der bewilligten
Programmteilnahme;

2. Personen, die ausschlieBlich Fernstudienangebote auf der Grundlage von
Kooperationsvertrdgen niitzen wollen, fiir hochstens zwei Semester;

83, auslindische Staatsangehorige und Staatenlose gemiB Abs. 3 Z 3, die
nach Absolvierung ausldndischer Studien in einem der ersten Diplom-
priifung des gewéhlten Diplomstudiums oder einem Bachelorstudium
entsprechenden Umfang eine Zulassung zum Studium in Osterreich an-
streben, fiir hochstens zwei Semester.

Die Verldangerung der jeweiligen Befristung ist unzuldssig.

(6) Die befristete Zulassung gemial3 Abs. 5 Z 1 und 2 setzt voraus, dass ein
Kooperationsvertrag zwischen den beteiligten Universititen besteht, der die Be-
dingungen fiir die Zusammenarbeit, den Austausch der Studierenden und die
Durchfiihrung niher regelt. Mit der Nominierung durch die Partneruniversitit
gelten die allgemeine und die besondere Universitétsreife als nachgewiesen.

(7) Nach dem Erléschen der Zulassung wegen der negativen Beurteilung bei
der letzten zuldssigen Wiederholung einer Priifung ist die neuerliche Zulassung
fiir dieses Studium an der Universitdt, an der die letzte zuldssige Wiederholung
der Priifung nicht bestanden wurde, ausgeschlossen.

(8) Die gleichzeitige Zulassung fiir dasselbe Studium an mehr als einer Uni-
versitit in Osterreich ist unzulissig. Weitere Zulassungen fiir dasselbe Studium
an anderen Universititen leiden im Sinne des § 68 Abs. 4 Z 4 AVG an einem
mit Nichtigkeit bedrohten Fehler und sind von der Bundesministerin oder dem
Bundesminister von Amts wegen fiir nichtig zu erkléren.

(9) Die Ablegung von Priifungen fiir ein Studium an einer anderen als der
Universitit der Zulassung ist nur zulédssig, wenn

1. das Curriculum eines gemeinsam mit einer anderen Universitit einge-
richteten Studiums dies vorsieht;

7 In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 74/2006.
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§ 139 Abs. 1 — Abs. 4

und dem 30. September 2003 iiberwiegend genutzt hat. Die anderen Universiti-
ten erhalten ein Untermietrecht und bezahlen einen Untermietzins in der Hohe
des Hauptmietzinses.

Ubertragung der im Eigentum des Bundes stehenden Mobilien
auf die Universitaten

8 139. (1) Das Eigentumsrecht an dem beweglichen Vermogen des Bundes,
das am Tag vor dem vollen Wirksamwerden dieses Bundesgesetzes den Univer-
sitdten und Universitdten der Kiinste zur Nutzung iiberlassen ist, geht einschliel3-
lich aller zugehorenden Rechte und Rechtsverhéltnisse, Forderungen und Schul-
den mit dem folgenden Tag (Stichtag) im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf
die nutzende Universitit {iber. Die Gesamtrechtsnachfolge ist im Mitteilungs-
blatt der Universitidt kundzumachen (§ 20 Abs. 6).

(2) Das Eigentumsrecht an dem beweglichen Vermogen des Bundes, das am
Tag vor dem vollen Wirksamwerden dieses Bundesgesetzes einer Medizinischen
Fakultét oder einer ihrer Organisationseinheiten zur Nutzung liberlassen ist, geht
einschlieflich aller zugehorenden Rechte und Rechtsverhéltnisse, Forderungen
und Schulden mit dem folgenden Tag (Stichtag) im Wege der Gesamtrechts-
nachfolge auf jene Medizinische Universitit iiber, welche die Gesamtrechts-
nachfolgerin der Medizinischen Fakultét ist. Die Gesamtrechtsnachfolge ist im
Mitteilungsblatt der Universitit kundzumachen.

(3) Das Eigentumsrecht an dem beweglichen Vermdgen des Bundes, das am
Tag vor dem vollen Wirksamwerden dieses Bundesgesetzes einer Interuniversi-
tdren Einrichtung gemil § 136 Abs. 4 bis 11 zur Nutzung iiberlassen ist, geht
einschlieBlich aller zugehdérenden Rechte und Rechtsverhéltnisse, Forderungen
und Schulden mit dem folgenden Tag (Stichtag) im Wege der Gesamtrechts-
nachfolge auf die in diesen Gesetzesstellen jeweils genannte Universitét {iber.
Die Gesamtrechtsnachfolge ist im Mitteilungsblatt der Universitdt kundzuma-
chen. Diese Vermogenswerte sind von den als Nachfolgeeinrichtungen be-
stimmten Universitidten zur Weiterfithrung der Aufgaben der bisherigen Inter-
universitidren Einrichtungen zu verwenden.

(4) Abweichend von Abs. 1 bis 3 verbleiben die Bestinde der Universitéts-
bibliotheken, die aus geschichtlichem, kiinstlerischem und sonstigem kulturellen
oder wissenschaftlichen Zusammenhang ein Ganzes bilden, im Eigentum des
Bundes. Weiters verbleiben die Mobilien im Eigentum des Bundes, die einzel-
nen Universitdten insbesondere zu Zwecken zur Représentation oder zur kiinst-
lerischen Ausgestaltung leihweise vorilibergehend zur Nutzung iiberlassen wor-
den sind. Jede Universitdt hat bis 30. September 2003 ein Verzeichnis dieser
Bestdnde anzulegen.

124


nuser
Hervorheben


	Universitätsgesetz 2002



